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Benjamin Wirth

Scharmützel unter den Bürger-
lichen. Zwist bei den Linken und
ein Regierungsrat im Zwiespalt.
Im Baselbieter Parlament ging
gesternMorgen so richtig die Post
ab.Die Oberbaselbieter Landräte
gerieten heftig aneinander. Ver-
antwortlich dafürwar allen vor-
an die Frage, ob ein zusätzlicher
Krankenwagen in ihrem, also im
oberen, Teil des Kantons statio-
niertwerdenmüsse, und ob dies
etwas bringt – oder eben nicht.

Ausschlaggebend war das im
März vorgelegte Massnahmen-
paket derRegierung,mit demder
Krise beim Rettungsdienst be-
gegnet werden soll. Der Kanton
möchte in den kommenden Jah-
ren einen stärkeren Fokus auf
akute Notfälle und zusätzliche
Rettungswagen legen – in die-
sen Bereichen gibt es in Basel-
land Nachholbedarf.

Für die Umsetzung der Vor-
schläge beantragt der Regie-
rungsrat, zusätzliche Mittel in
derHöhe von rund 5,6Millionen
Franken für den Zeitraum 2022
bis 2025 zu sprechen. So viel vor-
weg: Diesem Anliegen kam das
Parlament nach einer flammen-
den, rund eineinhalbstündigen
Debatte nach.

Zur Erklärung: Wer den Ret-
tungsdienst ruft, darf erwarten,
dass die Einsatzkräfte innerhalb
von 15 Minuten eintreffen, wie
der Interverband für Rettungs-
wesen vorschreibt. Die Frist
sollte in mindestens 90 Prozent
aller Notfälle eingehalten wer-
den,was im Landkanton derzeit
nicht überall der Fall ist. Im
Oberbaselbiet hat sich die Lage
sogar verschlechtert – so wurde
die Frist im Bezirk Waldenburg
zuletzt nur in 61 Prozent der Fälle
eingehalten.

«Vorlage ist eine Blackbox»
Dass speziell in diesen Kantons-
gebieten Handlungsbedarf be-
steht, darüberherrschte imLand-
rat Konsens.Doch dasMillionen-
paket derRegierung gliedert sich
zumeinen in Sofortmassnahmen
wie einer Informationskampagne
undzumanderen inmittelfristige
Massnahmen, zu denen etwa die
Beschaffung eines zusätzlichen
Rettungsteams in Liestal sowie
eines neuen Krankenwagens ge-
hört.Und genau diesemittelfris-
tigenVorschlägewaren umstrit-
ten. SVP und Grüne monierten
sinngemäss, derKanton solle zu-
erst abwarten, die rasch umsetz-
baren Massnahmen wirken las-

sen, bevorweitere Millionen ge-
sprochen würden, deren Sinn
und Zweck nicht über jeden
Zweifel erhaben seien. Tatsäch-
lich hält der Regierungsrat um
Gesundheitsdirektor Thomas
Weber (SVP) in seinem Bericht
fest, dass heute noch nicht klar
sei, was die Vorschläge in Zu-
kunft brächten.

Ausserdem kritisierten die
beiden Fraktionen, die Sanität
würde Jahr für Jahr häufiger ge-
rufen, zumTeil auch in Bagatell-
fällen. Deshalb forderte die SVP,
1,7 Millionen Franken aus dem
Budget zu streichen. Rahel Bän-
ziger (Grüne) bekräftigte: «Die
Vorlage ist eine Blackbox der
Wirkung,was uns berechtigt, ein-
zelne Massnahmen herauszu-
filtern und zu priorisieren. Wir
schauen darauf,wo undwie un-
sere Gelder eingesetzt werden.»

Anders sah das Urs Roth (SP).
«Wir können nicht zuwarten, die
Lage ist ernst. Wir müssen jetzt
Ressourcen sprechen.» Parteikol-
legin PascaleMeschberger, Fach-
ärztin beimKantonsspital Basel-
land (KSBL), sagte: «Wir müs-
senArbeitsbedingungen schaffen,
dass die Leute im Beruf bleiben.
WennwirhierumZahlen streiten,
laufen uns die Menschen end-
gültig davon.»

Gleicher Meinung ist Marc
Scherrer (Mitte). ZumSVP-Begeh-

renmeinte er: «Der Streichungs-
antrag macht keinen Sinn. Das
Paket ist kein Strauss, aus dem
wir wählen können, sondern ein
Bündel von Massnahmen, das in
sich konsistent ist.» DieMassnah-
me, welche die Volkspartei und
die Grünen kippen wollten, war
die besagte Beschaffung eines zu-
sätzlichenRettungsteams in Lies-
tal, also für das Oberbaselbiet.

Markus Graf (SVP), heimisch
inMaisprach, betonte: «Wir füh-
len uns nicht abgehängt,wir sind
gut versorgt.» Mit den anderen
Massnahmenwerde der Proble-
matik Rechnung getragen, genü-
gend Abhilfe geleistet. «Nach-
bessern könnenwir immer.Aber
wirmüssen sorgsammit Steuer-
geldern umgehen.»

«Lest euer Parteiprogramm»
Zudemhabe der obere Kantons-
teil mit dem Millionenpaket be-
reitsMassnahmen ergriffen.Denn
derRettungsdienst des KSBL, der
jährlich 1500Einsätzedurchführt,
würde im Laufental durch eine
andere Notfallorganisation, den
RettungsdienstNordwestschweiz,
entlastet.«DurchdieAufstockung
um ein Rettungsteam haben die
Ambulanzen des KSBLmehr Zeit
fürs Oberbaselbiet.»

Insbesondere kritisierte Graf
die bürgerlichen Parteien, FDP
undMitte, die sich hinter das Pa-

ket der Regierung stellten. «Lest
einmal euer Parteiprogramm»,
sagte er. «Die Dämpfung derKos-
ten im Gesundheitswesen war
euch doch immer ein Anliegen.
Aber das, was ihr da macht, ist
Sozialismus.»

«Es geht um Leben und Tod»
Scherrerwidersprach vehement:
«Die SVP torpediert ihre eigene
Vorlage.» DerMitte-Mann argu-
mentierte, dass Regierungsrat
Weber, ebenfalls Oberbaselbieter
(wohnhaft in Buus), die Vorlage
selbst ausgearbeitet – und die
Massnahmenvorgeschlagenhabe.
«Am Schluss geht es um Leben
und Tod, dafür setzen wir uns
ein.» Peter Riebli (SVP, Buckten)
hielt dagegen: «Thomas Weber
vertritt den Regierungsrat. Ob
das seine persönliche Meinung
als Oberbaselbieter ist, sei mal
dahingestellt.»

Nach einer langen Diskussion
wurde der SVP-Antragmit 44 zu
30 Stimmen bei 3 Enthaltungen
abgelehnt. Klar angenommen
wurde hingegen ein Antrag der
FDP-Fraktion, der verlangt, die
Wirksamkeit der Massnahmen
mit einemMonitoring zu beglei-
ten. Schliesslich stimmte der
Landratmit 70 zu 3 Stimmen bei
4 Enthaltungen dem millionen-
schweren Paket zu. Es untersteht
dem fakultativen Referendum.

Bürgerliche Partner
treiben SVP zurWeissglut
Millionen für Rettungsdienst Vor allem im Oberbaselbiet treffen Ärzte oft verspätet ein.
Ein Massnahmenpaket soll nun Abhilfe leisten. SVP und Grüne sind dennoch frustriert.

In Liestal wird ein zusätzliches Rettungsteam stationiert. Foto: KSBL
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Landrätin Caroline Mall (SVP)
ist krachend gescheitert. Ihr
Vorstoss, in dem sie fordert,
das klassische Hausaufgaben-
modell an den Baselbieter
Primarschulen abzuschaffen,
wird vom Parlament mit einer
deutlichen Mehrheit abgelehnt.
Selbst aus der eigenen Partei
erhält sie kaum Unterstützung.

Überraschend kommt das nicht.
Denn mit ihrem Anliegen
widerlegt Mall nicht nur den
Status quo, nämlich dass
Unterstufen in den Gemeinden
autark handeln und grundsätz-
lich nicht vom Kanton rum-
kommandiert werden (was für
viele Linke ausschlaggebend für
ein Nein ist). Vielmehr oppo-
niert sie auch gegen ihre eigene
Partei – sie hat eine Forderung
vorgebracht, die in ihren
Grundfesten ein völlig atypi-
sches SVP-Thema darstellt.
Dabei sind insbesondere drei
Punkte von Relevanz. Mall geht
zum einen den progressiven
Weg, emanzipiert sich, hinter-
fragt traditionelle Prozesse –
wie eben, ob es nötig sei, dass
Kinder daheim Ufzgi erledigten.
Sie findet, diese bringen nichts:
«Es ist nicht erwiesen, dass
Hausaufgaben tatsächlich eine
leistungssteigerndeWirkung
haben und der Schulstoff
dadurch gefestigt wird.»

Für eine SVP-Politikerin:
Glatteis. Ist es nicht meistens
die Volkspartei, die sich für das
Traditionelle, das Unzeit-
gemässe, das Altbewährte
starkmacht? Ist es nicht sie,
die in konservativ-ländlichen
Gebieten gerade auch für dieses
Engagement ihre Stamm-
wählerschaft vorfindet?

Darüber hinaus ist der Vor-
schlag des Ufzgi-Verzichts für
Experten wie Lucius Hartmann,
Präsident des Vereins Schweize-
rischer Gymnasiallehrer, ein
weiterer Schritt hin zur
auseinanderbrechenden Eigen-
verantwortung von Kindern und
Jugendlichen. Es trifft darum
auch zu,was SVP-Fraktionsprä-
sident Peter Riebli betont, als er
gegen Mall und ihren Vorstoss
votiert: «Es ist momentan
populär, die Eigenverantwor-
tungen von den Kindern zu
nehmen. Da machen wir ihnen
aber keinen Gefallen. Haus-
aufgaben sind wichtig für ein
erfolgreiches Leben.»

Auch wenn Mall bekräftigt,
sie wolle mit ihrem Vorstoss
nur erreichen, dass mögliche
Alternativen ernsthaft geprüft
würden, widerspricht sie offen-

sichtlich dem eigenen Partei-
büchlein. Insbesondere unter-
streicht dies die Tatsache – und
damit kommen wir zum dritten
Punkt –, dass sie die Gemein-
deautonomie mit ihrem
Vorstoss nicht aufrechterhält.
In Volkspartei-Kreisen, allen
voran im Baselbiet, ein No-go.

Dem Kanton steht es nämlich
gar nicht zu, den Gemeinden
vorzuschreiben, wie die Pri-
marlehrer ihren Unterricht zu
gestalten haben. Dies obliegt
der kommunalen Handhabe –
also der Gemeindeversamm-
lung, dem Einwohner- oder
Schulrat. Michael Bürgin
(Grüne) sagt während der
Debatte: «Ich würde mich nicht
einmal als Gemeinderat trauen,
so etwas zu fordern.» Und
Bildungsdirektorin Monica
Gschwind (FDP) meint, «wenn
eine Primarschule die Hausauf-
gaben abschaffen will, kann sie
das, ohne dass sich der Kanton
einmischt». Tatsächlich – und
das ist Mall zugutezuhalten –
gibt es bereits Primarschulen
und einzelne Lehrer, die auf die
Ufzgi verzichten. In manchen
Schulhäusern sind zudem
freiwillige Hausaufgaben-
stunden eingeführt worden.

Es ist nicht das erste Mal, dass
sie sich in Bildungsthemen der
eigenen Partei gegenüber
verschliesst. Als Mutter einer
schulpflichtigen Tochter nimmt
sie teils lieber die Rolle der
verständnisvollen Mama ein als
diejenige des harten Parteisol-
daten. So zeigte die Reinacherin
bei der Debatte um Kleidervor-
schriften an Baselbieter Schulen
etwa ein gewisses Verständnis
für die Kinder und Jugendlichen
– und wehrte sich gegen ein
Verbot von Jogginghosen.

Dennoch: Als Alain Pichard, der
bekannteste Lehrer der Schweiz,
im BaZ-Interview gefragt wur-
de, weshalb diese Forderung
immerwieder komme, sagte er:
«Weil es ein Modethema ist.
Denken Sie an den unmöglichen
Begriff derWork-Life-Balance:
Erwird überall implementiert,
auch in die Schulen.» Damit
trifft er den Nagel wohl auf den
Kopf – auch wenn «Work-Life-
Balance», zugegeben, ebenfalls
nicht den Schlagwörtern der
SVP entspricht.

Benjamin Wirth

Chancenlos – weil für
die SVP völlig atypisch
Hausaufgaben abschaffen Caroline Malls Idee
wird vom Grossteil ihrer Partei abgelehnt.

Wir stärken Basel
den Rücken.

JETZT 30 TAGE
KOSTENLOS
TRAINIEREN*

Kieser Basel
Steinenvorstadt 67, 4051 Basel
Tel. (061) 273 42 92
kieser-training.ch/basel

*Angebot gilt für Neukunden bei Aboabschluss bis zum 31.05.2023. Einlösbar in allen Schweizer Studios.

23

Region
Freitag, 26. Mai 2023

Im Silo 12 am Unteren Hauen-
stein gewähren sechs Künstle-
rinnen und Künstler aus der
Region Einblick in ihr Schaffen.
Es sind sehr unterschiedliche
Werke und Techniken zu sehen.

«6Pack» nennen Evelyn Dö-
nicke (Muttenz), Amédé Flum
(Basel), Marianne Maritz (Rei-
nach), Nick Meier (Zeiningen),
EstherTschudin (Pfeffingen) und
Jürg Widmer (Seltisberg) ihre
Ausstellung. Vernissage ist am
Pfingstsonntag.Musikalisch un-
termalt vom Duo Skarabäus.

Was alles aus Draht
entstehen kann
Evelyn Dönicke sagt über ihre
Werke ausAcryl: «Es ist fürmich
wichtig, dass meine Bilder die
Fantasie anregen, und der Be-

trachterin und dem Betrachter
dieMöglichkeit offenlassen, sel-
ber zu interpretieren, ungeach-
tet dessen,was ich in meine Ge-
schichte eingebracht habe.»

Spannend wird sein, was
alles aus Draht entstehen kann.
Sowohl Esther Tschudin als
auchAmédé FlumundMarianne
Maritz arbeiten damit. Maritz
verarbeitet für ein Werk schon
mal 500MeterDraht undwerkelt
mehrere Wochen daran.Amédé
Flum sagt über sein Schaffen:
«Ideen sind wie Seifenblasen,
manmuss sie schnell umsetzen,
bevor sie zerplatzen. Denn im
Hinterkopfmeldet sich schon die
nächste.» DerAusstellungsort ist
selbst eine Augenweide. Im
Silogebäude eines stillgelegten
Steinbruchs im Baselbieter Jura

ist dieses kleine Museum ent-
standen. Der Betreiber, der Ver-
ein Silo12 Läufelfingen, nennt es
«einen Ort der Begegnung zwi-
schen Zeugnissen ehemaliger
Industriekultur, heutigemkünst-
lerischem Schaffen und un-
komplizierterGastfreundschaft».
Vergangenen Juniwar der Stein-
bruch Schauplatz des Freilicht-
theaterstücks «Hauenstein».

Daniel Aenishänslin

Silo 12, Läufelfingen, Haupt-
strasse 75. Öffnungszeiten:
Pfingstsonntag 11–17 Uhr,
Pfingstmontag 11–16 Uhr, 2. Juni
17–20 Uhr, 4. Juni 11–16 Uhr, 9. Juni
17–20 Uhr, 10. Juni 13–17 Uhr,
11. Juni 11–16 Uhr, 17. Juni
13–17 Uhr, 18. Juni 11–16 Uhr.

Kreativität im Silo
Läufelfingen Nick Meier und fünf weitere Künstlerinnen und
Künstler gewähren in einer Ausstellung Einblick in ihr Schaffen.

Allschwil Um das Gebiet Bach-
grabenmit seinenvielenArbeits-
plätzen besser anzubinden, plat-
ziert die GemeindeAllschwil dort
vier Veloverleih-Stationen. Das
kommt den Pendlerinnen und
Pendler zwischen Basel undAll-
schwil entgegen.

DerKanton Basel-Stadt unter-
stützt die Gemeinde mit einem
Beitrag aus demMobilitätsfonds
in Höhe von 20‘000 Franken. Es
geht darum, einen weiteren Teil
des Pendler- und Freizeitver-
kehrs mit umweltfreundlichen
Verkehrsmitteln zu bewältigen.

Das Bau- undVerkehrsdepar-
tement des Kantons Basel-Stadt
folgt damit dem Vorschlag des

trinationalen Mobilitätsfonds-
rates. Künftig stehen insgesamt
16 Leihvelos den Pendlerinnen
und Pendlern zurVerfügung.Das
Projekt soll abMitte 2023 umge-
setzt werden und mindestens
drei Jahre in Betrieb bleiben.

Schweizweit einzigartiger
Mobilitätsfonds
Die vier Stationen sind Teil des
Veloverleihsystems «Velospot
Basel». Damit sind erstmals
Fahrten mit Velospot-Leihvelos
zwischen Basel und Allschwil
möglich. Mit dem Projekt trägt
Allschwil zur besseren Anbin-
dung des Arbeitsgebiets Bach-
graben bei, das sich rasant ent-

wickelt, mit dem öffentlichen
Verkehr bislang aber zu wenig
gut erschlossen ist.

Die Einnahmen des Mobili-
tätsfonds stammen aus den Ge-
bühren der Pendler-, Besucher-
und Anwohnerparkkarten von
Basel-Stadt. Sie belaufen sich
jährlich auf rund 3,4 Millionen
Franken.

Der Mobilitätsfonds von
Basel-Stadt ist schweizweit ein-
zigartig, da mit den Fonds-
mitteln umweltfreundliche Ver-
kehrsprojekte auch ausserhalb
des Kantons mitfinanziert wer-
den können.

Daniel Aenishänslin

Bachgraben erhält Veloverleih-Stationen

Simon Bordier

Nach demDatenklau beimBasler
Erziehungsdepartement (ED) und
der Publikation sensibler Daten
imDarknet ziehen die Behörden
eine erste Bilanz. 761 Personen
seien nach aktuellem Stand di-
rekt vom Datenleck betroffen,
schreibt das ED am Donnerstag.
Darunter befänden sich Lehr-
und Fachpersonen, Lernende,
Schülerinnen und Schüler sowie
Mitarbeitende der Verwaltung.
«Von ihnen hat die Gruppe von
Cyberkriminellen Dateien mit
potenziell sensiblem persönli-
chem Inhalt gestohlen und pub-
liziert.»

Von weiteren 372 Personen
wurden laut ED lediglich unper-
sönliche Standarddateien veröf-
fentlicht. Direkt betroffen seien
rund 3 Prozent der insgesamt
über 30’000 Nutzerinnen und
Nutzer der Edubs.ch-Plattform.

Die Informatikabteilung des
Erziehungsdepartements habe
die ihmbekannten direkt betrof-
fenenPersonenbenachrichtigt. In
einem ersten Schritt könnten
direkt Betroffene anhand einer
Liste selber überprüfen, welche
ihrer Dateien publiziert worden
seien.

Die Abteilung habe ausschliess-
lich Datenverzeichnisse analy-
siert.Diese gebenAufschluss über
die Besitzerinnen und Besitzer
derDaten und überDateinamen,
aber nicht über den Inhalt der
einzelnen Dateien. «Inhaltlich
wurdenDateienausDatenschutz-

gründen nicht geprüft», so das
Erziehungsdepartement.

Die Dateien können Anga-
ben zu Drittpersonen enthalten.
«Drittpersonen sind indirekt
Betroffene. Dies kann zum Bei-
spiel dann der Fall sein, wenn
eineAdressliste einer Schulklas-

se imDarknet publiziertworden
ist»,erklärtdasErziehungsdepar-
tement dazu. In diesem Fall sei
die direkt betroffene Lehrperson
identifiziert, die dieseAdressliste
abgespeichert habe. Die Adress-
liste selberwerde inhaltlich nicht
überprüft. In diesem Beispiel

könnten also die Namen der
indirekt betroffenen Schülerin-
nen und Schüler nicht identifi-
ziert werden.

Selbstcheck perMail
Indirekt betroffene Personen
können demnach nur mithilfe
von direkt Betroffenen gefunden
werden, wie das ED klarstellt:
«Im Beispiel von oben kann nur
die Lehrperson wissen, welche
Schülerinnen und Schüler auf
der Adressliste stehen, die im
Darknet publiziert worden ist.»

Direkt Betroffenen werden
nun zwei Optionen aufgezeigt:
Sie können entweder dieAnalyse
ihrer Daten selber vornehmen
und indirekt Betroffene selber
benachrichtigen – oder aber sie
vertrauen dieseAufgabe demEr-

ziehungsdepartement an. «In
jedem Fall steht die Abteilung
Digitalisierung und Informatik
des Erziehungsdepartementsmit
ihrer Unterstützung zur Verfü-
gung», versichern die Behörden.

Die über 30’000 aktiven Nut-
zerinnen undNutzervon Edubs.
ch habenweiter dieMöglichkeit,
mit einerMail einen Selbstcheck
zu machen: Nutzerinnen und
Nutzer schicken eine Mail an
check@digit.education. Sie er-
halten dann eine automatische
Antwort, die ihnen angibt, ob sie
vom Datendiebstahl und der
Publikation derDaten direkt be-
troffen sind oder nicht.

Die letzte Woche in Betrieb
genommene Hotline (Telefon:
061 267 13 13,Mail: it.sicherheit@
edubs.ch) bleibe in Betrieb.

Von 761 Personen sind sensible Daten
imDarknet gelandet
Basler Schulbehörde informiert Das Erziehungsdepartement hat die kürzlich gestohlenen und ins Internet gestellten Daten analysiert.
Mindestens 1000 Personen sind direkt oder indirekt vom Leck betroffen.

Immer mehr Schweizer Institutionen und Firmen sind Erpressungsversuchen ausgesetzt. Symbolfoto: Tamedia

Was bisher geschah

Die bekannte Hackergruppe
BianLian hatte sich über die
Weihnachtsferien ins Netzwerk
des Basler Erziehungsdeparte-
ments eingeschlichen. Dort
sammelte sie Daten und stellte die
Behörden am 25. Januar dieses
Jahres vor die Wahl: Zahlt, oder
wir stellen die gesammelten Daten

ins Darknet. Der Kanton liess
sich nicht erpressen – und muss
nun die Konsequenzen tragen.
Denn Anfang Mai machten die
Cyberkriminellen ihre Drohung
wahr und veröffentlichten vom
Edubs.ch-Server geklaute Daten
im Umfang von 1,2 Terabyte im
Darknet. (and/bor)

ANZEIGE

Gültig vom 22.05.2023 bis 06.08.2023. Nicht mit anderen Bons und Aktionen kumulierbar
und nur einmal einlösbar. Erhältlich in grösseren Coop Verkaufsstellen.

Hol dir den Stadion-
genuss nach Hause.
Jetzt in ausgewählten
Coop Verkaufsstellen:

20% RABATT
mit Spar-Bon auf die Bell JoggeliWurst

2 063924 859381
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